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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel  18 

Änderung des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977 
 

Umfang der Versicherung Umfang der Versicherung 

§ 1. (1) Für den Fall der Arbeitslosigkeit versichert (arbeitslosenversichert) 
sind 

§ 1. (1) Für den Fall der Arbeitslosigkeit versichert (arbeitslosenversichert) 
sind 

 a) …,  a) …, 
 b) Lehrlinge im letzten Lehrjahr der vorgeschriebenen oder vereinbarten 

Lehrzeit sowie Lehrlinge, die auf Grund eines Kollektivvertrages 
Anspruch auf eine Lehrlingsentschädigung mindestens in der Höhe des 
niedrigsten Hilfsarbeiterlohnes haben, 

 b) Lehrlinge, 

 c) bis i) …,  c) bis i) …, 
soweit sie in der Krankenversicherung auf Grund gesetzlicher Vorschriften 
pflichtversichert sind oder Anspruch auf Leistungen einer Krankenfürsorgeanstalt 
haben und nicht nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen versicherungsfrei 
sind. 

soweit sie in der Krankenversicherung auf Grund gesetzlicher Vorschriften 
pflichtversichert sind oder Anspruch auf Leistungen einer Krankenfürsorgeanstalt 
haben und nicht nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen versicherungsfrei 
sind. 

(2) bis (8) … (2) bis (8) … 

§ 15. (1) bis (9) … § 15. (1) bis (9) … 

 (10) Die Rahmenfrist verlängert sich um Zeiträume eines Aufenthaltes im 
Ausland als Ehegatte, Ehegattin, eingetragener Partner, eingetragene Partnerin 
oder minderjähriges Kind von in einem Dienstverhältnis zu einer Körperschaft 
des öffentlichen Rechts stehenden österreichischen Staatsangehörigen im Sinne 
des § 26 Abs. 3 der Bundesabgabenordnung (BAO), BGBl. Nr. 194/1961, sofern 
diese gemeinsam in dauernder Hausgemeinschaft leben oder als minderjährige 
Kinder zu deren Haushalt gehören. 

§ 21. (1) Für die Festsetzung des Grundbetrages des Arbeitslosengeldes ist 
das Entgelt der letzten zwölf zum Zeitpunkt der Geltendmachung nach Ablauf der 
sechsmonatigen Berichtigungsfrist gemäß § 34 Abs. 4 ASVG liegenden 
Kalendermonate aus den beim Hauptverband der österreichischen 
Sozialversicherungsträger gespeicherten Beitragsgrundlagen aus 

§ 21. (1) Für die Festsetzung des Grundbetrages des Arbeitslosengeldes ist 
das Entgelt der letzten zwölf zum Zeitpunkt der Geltendmachung nach Ablauf der 
sechsmonatigen Berichtigungsfrist gemäß § 34 Abs. 4 ASVG liegenden 
Kalendermonate aus den beim Hauptverband der österreichischen 
Sozialversicherungsträger gespeicherten Beitragsgrundlagen aus 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
arbeitslosenversicherungspflichtigem laufenden Entgelt, mangels solcher aus 
anderen für Zwecke der Sozialversicherung gespeicherten Beitragsgrundlagen 
heranzuziehen. Monatliche Beitragsgrundlagen aus dem vorvorigen oder einem 
noch früheren Kalenderjahr sind mit den Aufwertungsfaktoren gemäß § 108 
Abs. 4 ASVG der betreffenden Jahre aufzuwerten. Sonderzahlungen im Sinne der 
gesetzlichen Sozialversicherung (§ 49 ASVG) sind pauschal durch 
Hinzurechnung eines Sechstels zu den jeweiligen Beitragsgrundlagen aus 
laufendem Entgelt zu berücksichtigen. Durch Teilung des Entgelts der gesamten 
Beitragsgrundlagen (einschließlich Sonderzahlungen) durch zwölf ergibt sich das 
monatliche Bruttoeinkommen. Beitragsgrundlagen, die Zeiten einer gemäß § 1 
Abs. 2 lit. e von der Arbeitslosenversicherungspflicht ausgenommenen 
krankenversicherungspflichtigen Erwerbstätigkeit enthalten, gelten als 
Beitragsgrundlagen aus arbeitslosenversicherungspflichtigem Entgelt. Für 
Personen, die gemäß § 3 versichert waren, sind die entsprechenden 
Beitragsgrundlagen in der Arbeitslosenversicherung heranzuziehen. Bei 
Zusammentreffen von Beitragsgrundlagen aus 
arbeitslosenversicherungspflichtigem Entgelt mit Beitragsgrundlagen auf Grund 
der Versicherung gemäß § 3 ist die Summe beider Beitragsgrundlagen 
heranzuziehen. Kalendermonate, die folgende Zeiträume enthalten, bleiben außer 
Betracht: 

arbeitslosenversicherungspflichtigem laufenden Entgelt, mangels solcher aus 
anderen gespeicherten Beitragsgrundlagen heranzuziehen. Monatliche 
Beitragsgrundlagen aus dem vorvorigen oder einem noch früheren Kalenderjahr 
sind mit den Aufwertungsfaktoren gemäß § 108 Abs. 4 ASVG der betreffenden 
Jahre aufzuwerten. Sonderzahlungen im Sinne der gesetzlichen 
Sozialversicherung (§ 49 ASVG) sind pauschal durch Hinzurechnung eines 
Sechstels zu den jeweiligen Beitragsgrundlagen aus laufendem Entgelt zu 
berücksichtigen. Durch Teilung des Entgelts der gesamten Beitragsgrundlagen 
(einschließlich Sonderzahlungen) durch zwölf ergibt sich das monatliche 
Bruttoeinkommen. Beitragsgrundlagen, die Zeiten einer gemäß § 1 Abs. 2 lit. e 
von der Arbeitslosenversicherungspflicht ausgenommenen 
krankenversicherungspflichtigen Erwerbstätigkeit enthalten, gelten als 
Beitragsgrundlagen aus arbeitslosenversicherungspflichtigem Entgelt. Für 
Personen, die gemäß § 3 versichert waren, sind die entsprechenden 
Beitragsgrundlagen in der Arbeitslosenversicherung heranzuziehen. Bei 
Zusammentreffen von Beitragsgrundlagen aus 
arbeitslosenversicherungspflichtigem Entgelt mit Beitragsgrundlagen auf Grund 
der Versicherung gemäß § 3 ist die Summe beider Beitragsgrundlagen 
heranzuziehen. Kalendermonate, die folgende Zeiträume enthalten, bleiben außer 
Betracht: 

 1. bis 5. …  1. bis 5. … 
 6. Zeiträume der Herabsetzung der Normalarbeitszeit zum Zwecke der 

Sterbebegleitung eines nahen Verwandten oder der Begleitung eines 
schwerst erkrankten Kindes gemäß § 14a oder § 14b des 
Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetzes (AVRAG), BGBl. 
Nr. 459/1993, oder einer Pflegekarenz gemäß § 14c AVRAG oder einer 
Pflegeteilzeit gemäß § 14d AVRAG oder einer gleichartigen Regelung. 

 6. Zeiträume der Herabsetzung der Normalarbeitszeit zum Zwecke der 
Sterbebegleitung eines nahen Verwandten oder der Begleitung eines 
schwerst erkrankten Kindes gemäß § 14a oder § 14b des 
Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetzes (AVRAG), BGBl. 
Nr. 459/1993, oder einer Pflegekarenz gemäß § 14c AVRAG oder einer 
Pflegeteilzeit gemäß § 14d AVRAG oder einer gleichartigen Regelung; 

  7. Zeiträume des Bezuges einer Lehrlingsentschädigung, wenn die sonst 
heranzuziehenden Beitragsgrundlagen günstiger sind. 

(2) bis (8) … (2) bis (8) … 

§ 79. (1) bis (146) … § 79. (1) bis (146) … 

(147) Die Überschrift vor § 21 sowie § 21 Abs. 1 und Abs. 2 in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2015 treten mit 1. Juli 2018 in Kraft und 
gelten für die Geltendmachung von Ansprüchen nach Ablauf des 30. Juni 2018. 
Liegen keine monatlichen Beitragsgrundlagen, sondern nur 

(147) Die Überschrift vor § 21 sowie § 21 Abs. 1 und Abs. 2 in der Fassung 
des Meldepflicht-Änderungsgesetzes, BGBl. I Nr. xx/2015, und des 
Steuerreformgesetzes 2015/2016, BGBl. I Nr. xxx/2015, treten mit 1. Juli 2018 in 
Kraft und gelten für die Geltendmachung von Ansprüchen nach Ablauf des 
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Jahresbeitragsgrundlagen vor, so ist § 21 Abs. 1 und Abs. 2 weiterhin in der vor 
dieser Änderung geltenden Fassung anzuwenden. 

30. Juni 2018. Liegen keine monatlichen Beitragsgrundlagen, sondern nur 
Jahresbeitragsgrundlagen vor, so ist § 21 Abs. 1 und Abs. 2 weiterhin in der vor 
diesen Änderungen geltenden Fassung anzuwenden. 

(148) … (148) … 

 (149) § 15 Abs. 10 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2015 
tritt mit 1. Jänner 2016 in Kraft. 

 (150) § 1 Abs. 1 lit. b in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xxx/2015 tritt mit 1. Jänner 2016 in Kraft. Auf Lehrverhältnisse, die vor dem 
1. Jänner 2016 begonnen haben, ist § 1 Abs. 1 lit. b in der am 31. Dezember 2015 
geltenden Fassung weiterhin anzuwenden. 

Artikel  19 

Änderung des Arbeitsmarktpolitik -Finanzierungsgesetzes 
§ 2. (1) Zur Finanzierung der Arbeitsmarktpolitik des Bundes wird ein 

Arbeitslosenversicherungsbeitrag von allen Personen, die der 
Arbeitslosenversicherungspflicht gemäß § 1 des 
Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977 (AlVG) oder der 
Arbeitslosenversicherung gemäß § 3 AlVG unterliegen, und den Dienstgebern 
pflichtversicherter Personen eingehoben. Der Arbeitslosenversicherungsbeitrag 
beträgt 6 vH der Beitragsgrundlage. Die Beitragsgrundlage für Pflichtversicherte 
entspricht der nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz (ASVG), BGBl. 
Nr. 189/1955, geltenden allgemeinen Beitragsgrundlage bis zur Höhe der gemäß 
§ 45 ASVG festgelegten Höchstbeitragsgrundlage. Beitragsgrundlage für gemäß 
§ 3 Abs. 1 AlVG versicherte Personen ist nach Wahl der versicherten Person ein 
Viertel, die Hälfte oder drei Viertel der Höchstbeitragsgrundlage gemäß § 48 des 
Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes (GSVG), BGBl. Nr. 560/1978. Liegt 
für gemäß § 3 Abs. 8 AlVG versicherte Personen kein Entgelt im Sinne des § 49 
ASVG vor, so ist der dreifache Betrag des jeweils gemäß § 44 Abs. 6 lit. c ASVG 
geltenden Betrages als täglicher Arbeitsverdienst anzunehmen. 

§ 2. (1) Zur Finanzierung der Arbeitsmarktpolitik des Bundes wird ein 
Arbeitslosenversicherungsbeitrag von allen Personen, die der 
Arbeitslosenversicherungspflicht gemäß § 1 des 
Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977 (AlVG) oder der 
Arbeitslosenversicherung gemäß § 3 AlVG unterliegen, und den Dienstgebern 
pflichtversicherter Personen eingehoben. Der Arbeitslosenversicherungsbeitrag 
beträgt für Lehrlinge 2,4 vH und für die übrigen Versicherten 6 vH der 
Beitragsgrundlage. Die Beitragsgrundlage für Pflichtversicherte entspricht der 
nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz (ASVG), BGBl. Nr. 189/1955, 
geltenden allgemeinen Beitragsgrundlage bis zur Höhe der gemäß § 45 ASVG 
festgelegten Höchstbeitragsgrundlage. Beitragsgrundlage für gemäß § 3 Abs. 1 
AlVG versicherte Personen ist nach Wahl der versicherten Person ein Viertel, die 
Hälfte oder drei Viertel der Höchstbeitragsgrundlage gemäß § 48 des 
Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes (GSVG), BGBl. Nr. 560/1978. Liegt 
für gemäß § 3 Abs. 8 AlVG versicherte Personen kein Entgelt im Sinne des § 49 
ASVG vor, so ist der dreifache Betrag des jeweils gemäß § 44 Abs. 6 lit. c ASVG 
geltenden Betrages als täglicher Arbeitsverdienst anzunehmen. 

(2) Von Sonderzahlungen (§ 49 Abs. 2 des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes) sind Sonderbeiträge im Ausmaß von 6 vH der 
Sonderzahlungen zu entrichten. Hiebei sind die in einem Kalenderjahr fällig 

(2) Von Sonderzahlungen (§ 49 Abs. 2 ASVG) sind Sonderbeiträge in dem 
nach Abs. 1 zweiter Satz geltenden Ausmaß der Sonderzahlungen zu entrichten. 
Hiebei sind die in einem Kalenderjahr fällig werdenden Sonderzahlungen bis zu 
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werdenden Sonderzahlungen bis zu dem in § 54 Abs. 1 des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes angeführten Betrag der Höchstbeitragsgrundlage in 
der Pensionsversicherung zu berücksichtigen. 

dem in § 54 Abs. 1 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes angeführten 
Betrag der Höchstbeitragsgrundlage in der Pensionsversicherung zu 
berücksichtigen. 

(3) bis (7) … (3) bis (7) … 

§ 2a. (1) Bei geringem Entgelt vermindert sich der gemäß § 2 zu 
entrichtende Arbeitslosenversicherungsbeitrag (Sonderbeitrag) durch eine 
Senkung des auf den Pflichtversicherten (§ 1 AlVG) entfallenden Anteils. Der 
vom Pflichtversicherten zu tragende Anteil des 
Arbeitslosenversicherungsbeitrages (Sonderbeitrages) beträgt bei einer 
monatlichen Beitragsgrundlage 

§ 2a. (1) Bei geringem Entgelt vermindert sich der gemäß § 2 zu 
entrichtende Arbeitslosenversicherungsbeitrag (Sonderbeitrag) durch eine 
Senkung des auf den Pflichtversicherten (§ 1 AlVG) entfallenden Anteils. Der 
vom Pflichtversicherten zu tragende Anteil des 
Arbeitslosenversicherungsbeitrages (Sonderbeitrages) beträgt bei einer 
monatlichen Beitragsgrundlage 

 1. bis 1 100 € [2015: 1.280 €]    0 vH,  1. bis 1 100 € [2015: 1.280 €]    0 vH, 
 2. über 1 100 € [2015: 1.280 €] bis 1 200 € [2015: 1.396 €] 1 vH,  2. über 1 100 € [2015: 1.280 €] bis 1 200 € [2015: 1.396 €] 1 vH, 
 3. über 1 200 € [2015: 1.396 €] bis 1 350 € [2015: 1.571 €] 2 vH.  3. über 1 200 € [2015: 1.396 €] bis 1 350 € [2015: 1.571 €] 2 vH. 
 Z 3 ist auf Lehrverhältnisse (Lehrlinge) nicht anzuwenden. 

(2) bis (5) (2) bis (5) 

§ 10. (1) bis (56) … § 10. (1) bis (56) … 

 (57) § 2 Abs. 1 und 2 sowie § 2a Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xxx/2015, treten mit 1. Jänner 2016 in Kraft. Auf Lehrverhältnisse, 
die vor dem 1. Jänner 2016 begonnen haben, sind § 2 Abs. 1 und 2 und § 2a 
Abs. 1 in der am 31. Dezember 2015 geltenden Fassung weiterhin anzuwenden. 

 


